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Allgemeine Bedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHVB) 
 

Artikel 1 
Was gilt als Versicherungsfall und was ist versichert? 
1. Versicherungsfall 

1.1 Versicherungsfall ist ein Schadenereignis, das dem versi-
cherten Risiko entspringt und aus welchem dem Versi-
cherungsnehmer Schadenersatzverpflichtungen (Pkt.2.) 
erwachsen oder erwachsen könnten. 

1.2 Serienschaden 
Mehrere auf derselben Ursache beruhende Schadener-
eignisse gelten als ein Versicherungsfall. Ferner gelten als 
ein Versicherungsfall Schadenereignisse, die auf gleichar-
tigen, in zeitlichem Zusammenhang stehenden Ursachen 
beruhen, wenn zwischen diesen Ursachen ein rechtlicher, 
wirtschaftlicher oder technischer Zusammenhang be-
steht. 

2. Versicherungsschutz 
2.1 Im Versicherungsfall übernimmt der Versicherer 

2.1.1 die Erfüllung von Schadenersatzverpflichtungen, 
die dem Versicherungsnehmer wegen eines Perso-
nenschadens, eines Sachschadens oder eines Ver-
mögensschadens, der auf einen versicherten Perso-
nen- oder Sachschaden zurückzuführen ist, auf-
grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen pri-
vatrechtlichen Inhalts erwachsen*); 
   *) In der Folge kurz „Schadenersatzverpflichtun-
gen“ genannt. 

2.1.2 die Kosten der Feststellung und der Abwehr einer 
von einem Dritten behaupteten Schadenersatzver-
pflichtung im Rahmen des Art.5, Pkt.5. 

2.2 Personenschäden sind die Tötung, Körperverletzung oder 
Gesundheitsschädigung von Menschen.  

Sachschäden sind die Beschädigung oder die Vernichtung 
von körperlichen Sachen. Verlust, Veränderung oder Nicht-
verfügbarkeit von Daten auf elektronischen Speichermedien 
gelten jedenfalls nicht als Sachschäden. 

 
 

Artikel 2 
Was gilt bei Vergrößerung des versicherten Risikos? 
1. Die Versicherung erstreckt sich auch auf Erhöhungen und be-

triebs- oder berufsbedingte Erweiterungen des versicherten 
Risikos. 

2. Wird eine Erhöhung des versicherten Risikos durch Änderung 
oder Neuschaffung von Rechtsnormen bewirkt, so kann der 
Versicherer innerhalb eines Jahres ab Inkrafttreten der Rechts-
normen mittels eingeschriebenen Briefes 
2.1  dem Versicherungsnehmer eine Änderung des Versi-

cherungsvertrages anbieten oder 
2.2 den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer Frist von 

einem Monat kündigen. 
Das Anbot zur Änderung des Versicherungsvertrages gilt 
als angenommen, wenn es nicht innerhalb eines Monates 
nach seinem Empfang schriftlich abgelehnt wird. 
Bei Ablehnung des Anbotes gilt der Versicherungsvertrag 
als vom Versicherer gekündigt. In diesem Fall endet der 
Versicherungsvertrag einen Monat nach Empfang der Ab-
lehnung. 
Im Anbot zur Vertragsänderung hat der Versicherer auf 
diese Rechtsfolgen ausdrücklich hinzuweisen. 
Für die Prämienberechnung sind Art.12, Punkte 5. bis 7. 
sinngemäß anzuwenden. 

 
 

Artikel 3 
Wo gilt die Versicherung? (Örtlicher Geltungsbereich) 
1. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf die ganze Erde. 
 
 

Artikel 4 
Wann gilt die Versicherung? (Zeitlicher Geltungsbereich) 
1.  Die Versicherung erstreckt sich auf Schadenereignisse, die 

während der Wirksamkeit des Versicherungsschutzes (Lauf-
zeit des Versicherungsvertrages unter Beachtung der §§ 38 ff 
VersVG) eingetreten sind. 
Schadenereignisse, die zwar während der Wirksamkeit des 
Versicherungsschutzes eingetreten sind, deren Ursache je-
doch in die Zeit vor Abschluss des Versicherungsvertrages 
fällt, sind nur gedeckt, wenn dem Versicherungsnehmer oder 
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dem Versicherten bis zum Abschluss des Versicherungsver-
trages von der Ursache, die zu dem Schadenereignis geführt 
hat, nichts bekannt war. 

2. Ein Serienschaden gilt als in dem Zeitpunkt eingetreten, in 
dem das erste Schadenereignis der Serie eingetreten ist, wo-
bei der zum Zeitpunkt des ersten Schadenereignisses verein-
barte Umfang des Versicherungsschutzes maßgebend ist. 
Wenn der Versicherer das Versicherungsverhältnis gemäß 
Art.12 kündigt oder bei Risikowegfall (Art.12, Pkt.4.), besteht 
nicht nur für die während der Wirksamkeit des Versiche-
rungsschutzes, sondern auch für die nach Beendigung des 
Vertrages eintretenden Schadenereignisse einer Serie Versi-
cherungsschutz. 
Ist das erste Schadenereignis einer Serie vor Abschluss des 
Versicherungsvertrages eingetreten und war dem Versiche-
rungsnehmer oder Versicherten vom Eintritt des Serienscha-
dens nichts bekannt, dann gilt der Serienschaden mit dem 
ersten in die Wirksamkeit des Versicherungsschutzes fallen-
den Schadenereignis als eingetreten, sofern hiefür nicht an-
derweitig Versicherungsschutz besteht.  
Ist das erste Schadenereignis einer Serie während einer Un-
terbrechung des Versicherungsschutzes eingetreten und war 
dem Versicherungsnehmer oder Versicherten vom Eintritt 
des Serienschadens nichts bekannt, dann gilt der Serienscha-
den mit dem ersten in den Wiederbeginn des Versicherungs-
schutzes fallenden Schadenereignis als eingetreten.  

3. Bei einem Personenschaden gilt im Zweifel der Versiche-
rungsfall mit der ersten Feststellung der Gesundheitsschädi-
gung durch einen Arzt als eingetreten.  

 
 

Artikel 5 
Bis zu welcher Höhe und bis zu welchem Umfang leistet der Ver-
sicherer?  
1. Die Versicherungssumme stellt die Höchstleistung des Versi-

cherers für einen Versicherungsfall im Sinne des Art.1, Pkt.1. 
dar, und zwar auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz 
auf mehrere schadenersatzpflichtige Personen erstreckt. 
Ist eine Pauschalversicherungssumme vereinbart, so gilt diese 
für Personenschäden, Sachschäden und Vermögensschäden, 
die auf einen versicherten Personen- oder Sachschaden zu-
rückzuführen sind, zusammen. 

2. Der Versicherer leistet für die innerhalb eines Versicherungs-
jahres eingetretenen Versicherungsfälle höchstens das Drei-
fache der jeweils maßgebenden Versicherungssumme. Die 
Maximalleistung des Versicherers beträgt jedoch EUR 
15.000.000,- für alle Versicherungsfälle innerhalb eines Ver-
sicherungsjahres. Für den Fall dass eine höhere Versiche-
rungssumme vereinbart ist, leistet der Versicherer höchstens 
diesen Betrag. 

3. An einer Sicherheitsleistung oder Hinterlegung, die der Ver-
sicherungsnehmer kraft Gesetzes oder gerichtlicher Anord-
nung zur Deckung einer Schadenersatzverpflichtung vorzu-
nehmen hat, beteiligt sich der Versicherer in demselben Um-
fang wie an der Ersatzleistung. 

4. Hat der Versicherungsnehmer Rentenzahlungen zu leisten 
und übersteigt der Kapitalwert der Rente die Versicherungs-
summe oder den nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen 
aus demselben Versicherungsfall noch verbleibenden Restbe-
trag der Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente 
nur im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres Rest-
betrages zum Kapitalwert der Rente erstattet. Der Kapital-
wert der Rente wird zu diesem Zweck aufgrund der österrei-
chischen Sterbetafel OEM 90/92 und eines Zinsfußes von 
jährlich 3 % ermittelt. 

5. Rettungskosten; Kosten  
5.1 Die Versicherung umfasst den Ersatz von Rettungskosten. 
5.2 Die Versicherung umfasst ferner die den Umständen nach 

gebotenen gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten 
der Feststellung und Abwehr einer von einem Dritten 

behaupteten Schadenersatzpflicht, und zwar auch dann, 
wenn sich der Anspruch als unberechtigt erweist. 

5.3 Die Versicherung umfasst weiters die Kosten der über 
Weisung des Versicherers (siehe Art.8, Pkt.1.5) geführten 
Verteidigung in einem Straf- oder Disziplinarverfahren.  

 Kosten gemäß den Punkten 5.1 bis 5.3 und Zinsen werden 
auf die Versicherungssumme angerechnet.  

6. Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines Scha-
denersatzanspruches durch Anerkenntnis, Befriedigung oder 
Vergleich am Widerstand des Versicherungsnehmers schei-
tert und der Versicherer mittels eingeschriebenen Briefes die 
Erklärung abgibt, seinen vertragsmäßigen Anteil an Entschä-
digung und Kosten zur Befriedigung des Geschädigten zur 
Verfügung zu halten, hat der Versicherer für den von der er-
wähnten Erklärung an entstehenden Mehraufwand an 
Hauptsache, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 

 
 

Artikel 6 
Wie ist der Versicherungsschutz bei Sachschäden durch Um-
weltstörung geregelt? 
Für Schadenersatzverpflichtungen aus Sachschäden durch Um-
weltstörung (auch aus dem Produktehaftpflichtrisiko gemäß Ab-
schnitt A, Z 2 EHVB) - einschließlich des Schadens an Erdreich 
oder Gewässern besteht Versicherungsschutz nur aufgrund be-
sonderer Vereinbarung laut Polizze nach Maßgabe der nachste-
hend angeführten Bedingungen: 
 
1. Umweltstörung ist die Beeinträchtigung der Beschaffenheit 

von Luft, Erdreich oder Gewässern durch Immissionen. 
2. Versicherungsschutz für Sachschäden durch Umweltstörung 

- einschließlich des Schadens an Erdreich oder Gewässern - 
besteht, wenn die Umweltstörung durch einen einzelnen, 
plötzlich eingetretenen, unvorhergesehenen Vorfall ausge-
löst wird, welcher vom ordnungsgemäßen, störungsfreien 
Betriebsgeschehen abweicht. 
Somit besteht insbesondere kein Versicherungsschutz, wenn 
nur durch mehrere in der Wirkung gleichartige Vorfälle (wie 
Verkleckern, Verdunsten) eine Umweltstörung, die bei einzel-
nen Vorfällen dieser Art nicht eingetreten wäre, ausgelöst 
wird. Art. 7, Pkt. 11. findet keine Anwendung. 

3. Besondere Regelungen für den Versicherungsschutz gemäß 
Pkt.2. 
3.1 Versicherungsfall 
3.1.1 Versicherungsfall ist abweichend von Art.1, Pkt.1. die 

erste nachprüfbare Feststellung einer Umweltstörung, 
aus welcher dem Versicherungsnehmer Schadenersatz-
verpflichtungen erwachsen oder erwachsen könnten. 

3.1.2 Serienschaden 
Abweichend von Art.1, Pkt.1.2 gilt die Feststellung meh-
rerer durch denselben Vorfall ausgelöster Umweltstörun-
gen als ein Versicherungsfall. Ferner gelten als ein Versi-
cherungsfall Feststellungen von Umweltstörungen, die 
durch in zeitlichem Zusammenhang stehende, gleichar-
tige Vorfälle ausgelöst werden, wenn zwischen diesen 
Vorfällen ein rechtlicher, wirtschaftlicher oder technischer 
Zusammenhang besteht. 

3.2 Örtlicher Geltungsbereich 
Versicherungsschutz besteht abweichend von Art.3, 
wenn die schädigenden Folgen der Umweltstörung in 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union eingetreten 
sind. Für Betriebsrisken finden die Bestimmungen gemäß 
Abschnitt A, Z 1, Pkt. 4. EHVB sinngemäß Anwendung. 
Abschnitt A, Z. 2, Pkt. 3 EHVB findet für das Produktehaft-
pflichtrisiko  sinngemäß Anwendung. 

3.3  Zeitlicher Geltungsbereich 
Abweichend von Art.4 erstreckt sich der Versicherungs-
schutz auf eine Umweltstörung, die während der Wirk-
samkeit des Versicherungsschutzes oder spätestens zwei 
Jahre danach festgestellt wird (Pkt.3.1.1) sofern hiefür 
nicht anderweitig Versicherungsschutz besteht. Der 
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Vorfall muss sich während der Wirksamkeit des Versiche-
rungsschutzes ereignen. 
Eine Umweltstörung, die zwar während der Wirksamkeit 
des Versicherungsschutzes festgestellt wird, die aber auf 
einen Vorfall vor Abschluss des Versicherungsvertrages 
zurückzuführen ist, ist nur dann versichert, wenn sich die-
ser Vorfall frühestens zwei Jahre vor Abschluss des Versi-
cherungsvertrages ereignet hat, dem Versicherungsneh-
mer oder dem Versicherten bis zum Abschluss des Versi-
cherungsvertrages der Vorfall oder die Umweltstörung 
nicht bekannt war und auch nicht bekannt sein konnte 
und hiefür nicht anderweitig Versicherungsschutz be-
steht.. 
Art.4, Pkt.2. findet sinngemäß Anwendung. 

3.4 Obliegenheiten 
Der Versicherungsnehmer ist - bei sonstiger Leistungsfrei-
heit des Versicherers gemäß § 6 VersVG - verpflichtet, 
3.4.1 die für ihn maßgeblichen einschlägigen Ge-

setze, Verordnungen, behördlichen Vorschriften und 
Auflagen, die einschlägigen Ö-Normen und die Richt-
linien des Österreichischen Wasserwirtschaftsverban-
des einzuhalten; 

3.4.2 umweltgefährdende Anlagen und sonstige 
umweltgefährdende Einrichtungen fachmännisch zu 
warten oder warten zu lassen. Notwendige Reparatu-
ren und Wartungsarbeiten sind unverzüglich auszu-
führen. 
Mindestens alle fünf Jahre - sofern nicht gesetzlich o-
der behördlich eine kürzere Frist vorgeschrieben ist - 
müssen diese Anlagen und Einrichtungen durch Fach-
leute überprüft werden. Diese Frist beginnt ungeach-
tet des Beginnes des Versicherungsschutzes mit Inbe-
triebnahme der Anlage oder deren letzter Überprü-
fung. 

3.5 Selbstbehalt 
Der Selbstbehalt des Versicherungsnehmers beträgt in je-
dem Versicherungsfall 10 % des Schadens, höchstens 
EUR 40.000,-. 

3.6 Ausschlüsse vom Versicherungsschutz  
Kein Versicherungsschutz besteht für Abwasserreini-
gungsanlagen (nicht jedoch für Mineral- und/oder Fett-
abscheider), Kläranlagen und Abfallbehandlungsanlagen; 
weiters für Zwischenlagerung von gefährlichen Abfällen 
sowie für die Endlagerung (Deponierung) von Abfällen 
jeder Art. Die kurzfristige Lagerung von im versicherten 
Betrieb anfallenden gefährlichen Abfällen bis zu deren 
Abholung durch einen Abfallsammler oder bis zur sonsti-
gen Verbringung aus dem versicherten Betrieb fällt nicht 
unter diesen Ausschluss. 

 
 

Artikel 7 
Was ist nicht versichert? (Risikoausschlüsse) 
1. Unter die Versicherung gemäß Art. 1 fallen insbesondere 

nicht  
1.1 Ansprüche aus Gewährleistung für Mängel; 
1.2 Ansprüche, soweit sie aufgrund eines Vertrages oder ei-

ner besonderen Zusage über den Umfang der gesetzli-
chen Schadenersatzpflicht hinausgehen; 

1.3 die Erfüllung von Verträgen und die an die Stelle der Er-
füllung tretende Ersatzleistung; 

1.4 Ansprüche aus unvermeidbaren Schäden; das sind solche 
Schäden, die entweder technisch nicht vermeidbar sind 
oder technisch zwar schon vermeidbar wären, aber nicht 
mit wirtschaftlich vertretbarem Aufwand. 

2. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzver-
pflichtungen der Personen, die den Schaden, für den sie von 
einem Dritten verantwortlich gemacht werden, rechtswidrig 
und vorsätzlich herbeigeführt haben. Dem Vorsatz wird 
gleichgehalten 

2.1 eine Handlung oder Unterlassung, bei welcher der Scha-
denseintritt mit Wahrscheinlichkeit erwartet werden 
musste, jedoch in Kauf genommen wurde (z. B. im Hin-
blick auf die Wahl einer kosten- oder zeitsparenden Ar-
beitsweise); 

2.2 die Kenntnis der Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit von 
hergestellten oder gelieferten Waren oder geleisteten Ar-
beiten. 

3. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzver-
pflichtungen aufgrund des Amtshaftungs- 
(BGBl.Nr.20/1949) und des Organhaftpflichtgesetzes 
(BGBl.Nr.181/1967), beide in der jeweils geltenden Fassung. 

4. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzver-
pflichtungen aus Schäden, die in unmittelbarem oder mittel-
barem Zusammenhang mit Auswirkungen der Atomenergie 
stehen, insbesondere mit 
4.1 Reaktionen spaltbarer oder verschmelzbarer Kernbrenn-

stoffe; 
4.2 der Strahlung radioaktiver Stoffe sowie der Einwirkung 

von Strahlen, die durch Beschleunigung geladener Teil-
chen erzeugt werden; 

4.3 der Verseuchung durch radioaktive Stoffe. 
5. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzver-

pflichtungen aus Schäden, die der Versicherungsnehmer o-
der die für ihn handelnden Personen verursachen durch Hal-
tung oder Verwendung von 
5.1 Luftfahrzeugen, 
5.2 Luftfahrtgeräten,  
5.3 Kraftfahrzeugen oder Anhängern, die nach ihrer Bauart 

und Ausrüstung oder ihrer Verwendung im Rahmen des 
versicherten Risikos ein behördliches Kennzeichen tragen 
müssen oder tatsächlich tragen. Dieser Ausschluss be-
zieht sich jedoch nicht auf die Verwendung von Kraftfahr-
zeugen als ortsgebundene Kraftquelle. 
Die Begriffe Luftfahrzeug und Luftfahrtgerät sind im 
Sinne des Luftfahrtgesetzes (BGBI.Nr.253/1957), die Be-
griffe Kraftfahrzeug, Anhänger und behördliche Kennzei-
chen im Sinne des Kraftfahrgesetzes 
(BGBI.Nr.267/1967), beide in der jeweils geltenden Fas-
sung, auszulegen. 

6. Es besteht kein Versicherungsschutz aus Schäden, die zuge-
fügt werden 
6.1 dem Versicherungsnehmer (den Versicherungsnehmern) 

selbst; 
6.2 Angehörigen des Versicherungsnehmers (als Angehörige 

gelten der Ehegatte, Verwandte in gerader aufsteigender 
und absteigender Linie, Schwieger-, Adoptiv- und Stiefel-
tern, im gemeinsamen Haushalt lebende Geschwister; 
außereheliche Gemeinschaft ist in ihrer Auswirkung der 
ehelichen gleichgestellt); 

6.3 Gesellschaftern des Versicherungsnehmers und deren An-
gehörigen (Pkt.6.2); 

6.4 Gesellschaften, an denen der Versicherungsnehmer oder 
seine Angehörigen (Pkt. 6.2) beteiligt sind, und zwar im 
Ausmaß der prozentuellen Beteiligung des Versiche-
rungsnehmers und seiner Angehörigen (Pkt. 6.2) an die-
sen Gesellschaften. 
Bei juristischen Personen, geschäftsunfähigen oder be-
schränkt geschäftsfähigen Personen werden deren ge-
setzliche Vertreter und Angehörige dem Versicherungs-
nehmer und seinen Angehörigen gleichgehalten. 

7. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzver-
pflichtungen aus Schäden 
7.1 die durch Veränderung des Erbguts von menschlichen 

Keimzellen oder Embryonen entstehen, gleichgültig ob 
die Veränderung auf die Übertragung oder indirekte Ein-
wirkung transgenen Erbguts oder auf direkten gen- oder 
fortpflanzungstechnischen Eingriff zurückzuführen ist; 

7.2 die direkt oder indirekt, unmittelbar oder mittelbar durch 
gentechnisch veränderte Organismen verursacht wer-
den. Dieser Ausschluss gilt nicht für das Inverkehrbringen 



RA06 - Seite 4 von 7 

von Produkten, die aus gentechnisch veränderten Orga-
nismen bestehen oder solche enthalten, soweit der Versi-
cherungsnehmer hinsichtlich dieser Produkte weder Her-
steller noch Importeur i.S. des Produkthaftungsgesetzes 
(BGBl. Nr.99/1988) in der jeweils geltenden Fassung ist. 
Schäden oder Mängel der gentechnisch veränderten Or-
ganismen selbst sind ebenfalls nicht versichert. 

8. Der Versicherer leistet keinen Versicherungsschutz für Schä-
den, die entstehen durch Gewalthandlungen von Staaten o-
der gegen Staaten und ihre Organe, Gewalthandlungen von 
politischen und terroristischen Organisationen, Gewalthand-
lungen anlässlich öffentlicher Versammlungen, Kundgebun-
gen und Aufmärschen sowie Gewalthandlungen anlässlich 
von Streiks und Aussperrungen. 

9. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzver-
pflichtungen wegen Schäden, die an den vom Versiche-
rungsnehmer (oder in seinem Auftrag oder für seine Rech-
nung von Dritten) hergestellten oder gelieferten Arbeiten o-
der Sachen infolge einer in der Herstellung oder Lieferung 
liegenden Ursache entstehen. 

10. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzver-
pflichtungen wegen Schäden an 
10.1 Sachen, die der Versicherungsnehmer oder die für ihn 

handelnden Personen entliehen, gemietet, geleast, ge-
pachtet oder in Verwahrung genommen haben, sei es 
auch im Zuge der Verwahrung als Nebenverpflichtung; 

10.2 beweglichen Sachen, die bei oder infolge ihrer Benüt-
zung, Beförderung, Bearbeitung oder einer sonstigen 
Tätigkeit an oder mit ihnen entstehen; 

10.3 jenen Teilen von unbeweglichen Sachen, die unmittel-
bar Gegenstand der Bearbeitung, Benützung oder einer 
sonstigen Tätigkeit sind. 

11. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzver-
pflichtungen wegen Schäden an Sachen durch allmähliche 
Emission oder allmähliche Einwirkung von Temperatur, Ga-
sen, Dämpfen, Flüssigkeiten, Feuchtigkeit oder nichtatmo-
sphärischen Niederschlägen (wie Rauch, Ruß, Staub usw.). 

12. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzver-
pflichtungen aus Schäden an Sachen durch Überflutungen 
aus stehenden und fließenden Gewässern, die durch solche 
Anlagen, Maßnahmen und Einbringungen des Versiche-
rungsnehmers verursacht werden, für die eine Bewilligung 
nach dem Wasserrechtsgesetz (BGBI.Nr.215/1959) in der je-
weils geltenden Fassung, erforderlich ist. Ebenso wenig er-
streckt sich die Versicherung auf derartige Schadenersatzver-
pflichtungen, die daraus entstehen, dass der Versicherungs-
nehmer an der Herstellung, Lieferung, Wartung oder Repa-
ratur solcher Anlagen unmittelbar mitwirkt. 

13. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzver-
pflichtungen aus Schäden, die in unmittelbarem oder mittel-
barem Zusammenhang mit Auswirkungen elektromagneti-
scher Felder stehen. 

14. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzver-
pflichtungen wegen Schäden,  die unter die Tatbestände des 
Abschnittes A, Z 2, Pkt. 4. EHVB (Erweiterte Deckung der Pro-
duktehaftpflicht) fallen. 

15. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzver-
pflichtungen wegen Schäden, die direkt oder indirekt auf As-
best oder asbesthaltige Materialien jeglicher Art zurückzufüh-
ren sind oder mit diesen in Zusammenhang stehen. 

16. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzver-
pflichtungen wegen Diskriminierung oder Belästigung wäh-
rend der Aufnahme, des Bestehens oder der Beendigung von 
Arbeitsverhältnissen. 

 
 

Artikel 8 
Was ist vor bzw. nach Eintritt des Versicherungsfalles zu beach-
ten? (Obliegenheiten) Wozu ist der Versicherer bevollmächtig ? 
1. Obliegenheiten 

Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfreiheit 

des Versicherers gemäß § 6 VersVG bewirkt, werden be-
stimmt: 
1.1 Zum Zweck der Aufrechterhaltung der Äquivalenz zwi-

schen Risiko und Prämie ist der Versicherungsnehmer ver-
pflichtet, dem Versicherer die Angaben gemäß Art. 11 
Pkt. 3.1 auf Anfrage wahrheitsgemäß mitzuteilen. 

1.2 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, besonders ge-
fahrdrohende Umstände, deren Beseitigung der Versiche-
rer billigerweise verlangen konnte und verlangt hatte, in-
nerhalb einer angemessenen Frist zu beseitigen. Ein Um-
stand, welcher schon zu einem Schaden geführt hat, gilt 
im Zweifel als besonders gefahrdrohend. 

1.3 Der Versicherungsnehmer hat alles ihm Zumutbare zu 
tun, um Ursachen, Hergang und Folgen des Versiche-
rungsfalles aufzuklären und den entstandenen Schaden 
gering zu halten.  

1.4 Er hat den Versicherer umfassend und unverzüglich, spä-
testens innerhalb einer Woche ab Kenntnis, zu informie-
ren, und zwar schriftlich, falls erforderlich auch fern-
mündlich oder auf andere geeignete Weise. 
Insbesondere sind anzuzeigen: 
1.4.1 der Versicherungsfall;  
1.4.2 die Geltendmachung einer Schadenersatzforde-

rung;  
1.4.3 die Zustellung einer Strafverfügung sowie die Einlei-

tung eines Straf-, Verwaltungsstraf- oder Disziplinar-
verfahrens gegen den Versicherungsnehmer oder 
den Versicherten; 

1.4.4 alle Maßnahmen Dritter zur gerichtlichen Durchset-
zung von Schadenersatzforderungen. 

1.5 Der Versicherungsnehmer hat den Versicherer bei der 
Feststellung und Erledigung oder Abwehr des Schadens 
zu unterstützen. 
1.5.1 Der Versicherungsnehmer hat den vom Versicherer 

bestellten Anwalt (Verteidiger, Rechtsbeistand) zu 
bevollmächtigen, ihm alle von ihm benötigten In-
formationen zu geben und ihm die Prozessführung 
zu überlassen. 

1.5.2 Ist dem Versicherungsnehmer die rechtzeitige Ein-
holung der Weisungen des Versicherers nicht mög-
lich, so hat der Versicherungsnehmer aus eigenem 
innerhalb der vorgeschriebenen Frist alle gebotenen 
Prozesshandlungen (auch Einspruch gegen eine 
Strafverfügung) vorzunehmen. 

1.5.3 Der Versicherungsnehmer ist nicht berechtigt, ohne 
vorherige Zustimmung des Versicherers einen Scha-
denersatzanspruch ganz oder zum Teil anzuerken-
nen - es sei denn, der Versicherungsnehmer konnte 
die Anerkennung nicht ohne offenbare Unbilligkeit 
verweigern - oder zu vergleichen. 

2. Vollmacht des Versicherers 
Der Versicherer ist bevollmächtigt, im Rahmen seiner Ver-
pflichtung zur Leistung alle ihm zweckmäßig erscheinenden 
Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers abzuge-
ben.  

 
 

Artikel 9 
Wann können Versicherungsansprüche abgetreten oder ver-
pfändet  
werden? 
Der Versicherungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststel-
lung ohne ausdrückliche Zustimmung des Versicherers weder 
abgetreten noch verpfändet werden. 

 
 

Artikel 10 
Wem steht die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsver-
trag zu, wer hat die Pflichten aus dem Versicherungsvertrag zu 
erfüllen?  
(Rechtsstellung der am Vertrag beteiligten Personen) 
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Soweit die Versicherung neben Schadenersatzverpflichtungen 
des Versicherungsnehmers selbst auch Schadenersatzverpflich-
tungen anderer Personen umfasst, sind alle in dem Versiche-
rungsvertrag bezüglich des Versicherungsnehmers getroffenen 
Bestimmungen auch auf diese Personen sinngemäß anzuwen-
den; sie sind neben dem Versicherungsnehmer im gleichen Um-
fang wie dieser für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwort-
lich. Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag 
steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. 
 
 

Artikel 11 
Was gilt als Versicherungsperiode, wann ist die Prämie zu bezah-
len und wann beginnt der Versicherungsschutz? 
1. Versicherungsperiode 

Als Versicherungsperiode gilt, wenn der Versicherungsver-
trag nicht für eine kürzere Zeit abgeschlossen ist, der Zeit-
raum eines Jahres. 

2. Prämie, Beginn des Versicherungsschutzes 
2.1 Die erste oder die einmalige Prämie einschließlich Gebüh-

ren und Versicherungssteuer ist vom Versicherungsneh-
mer innerhalb von 14 Tagen nach dem Abschluss des 
Versicherungs-vertrages (Zugang der Polizze oder einer 
gesonderten Antragsannahmeerklärung) und nach der 
Aufforderung zur Prämienzahlung zu bezahlen (Einlö-
sung der Polizze). Der Versicherungsschutz beginnt mit 
der Einlösung der Polizze, jedoch nicht vor dem verein-
barten Zeitpunkt. Wird die erste oder die einmalige Prä-
mie erst danach eingefordert, dann aber binnen 14 Ta-
gen oder ohne schuldhaften weiteren Verzug gezahlt, ist 
der Versicherungsschutz ab dem vereinbarten Versiche-
rungsbeginn gegeben. 

2.2 Folgeprämien einschließlich Gebühren und Versiche-
rungssteuer sind zu den vereinbarten Fälligkeitsterminen 
zu entrichten. 

2.3 Für die Folgen nicht rechtzeitiger Prämienzahlung gelten 
die §§ 38 ff VersVG. 

 
 

Artikel 12 
Wie lange läuft der Versicherungsvertrag? Wer kann nach Eintritt 
des Versicherungsfalles kündigen? Was gilt bei Wegfall des versi-
cherten Risikos? Automatische Vertragsverlängerung? 
1. Vertragsdauer 

Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer mindestens ein Jahr, 
verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn er nicht 
rechtzeitig gekündigt wird. Zu Versicherungsverträgen, de-
ren Abschluss zum Betrieb eines Unternehmens des Versiche-
rungsnehmers gehört (Unternehmerverträge), ist der Vertrag 
spätestens drei Monate, zu anderen Verträgen (Verbraucher-
verträge) spätestens ein Monat vor Ablauf zu kündigen. Für 
die Erklärung der Ablaufkündigung steht die gesamte Ver-
tragslaufzeit, unter Beachtung der zuvor bestimmte Frist von 
einem Monat bzw. von drei Monaten, zur Verfügung. Zu 
Verbraucherverträgen ist vereinbart, dass der Versicherer den 
Versicherungsnehmer auf die Rechtsfolge der Vertragsverlän-
gerung bei unterlassener Kündigung frühestens vier Monate, 
spätestens aber drei Monate vor Ablauf der vereinbarten 
Laufzeit besonders hinweisen wird. 
Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer weniger als ein Jahr, 
endet der Vertrag ohne Kündigung. 

2. Kündigung nach Eintritt des Versicherungsfalles 
Für die Kündigung nach Eintritt des Versicherungsfalles gilt § 
158 VersVG.  

3. Konkurs, Ausgleich des Versicherungsnehmers 
Nach Eröffnung des Konkurses oder des Ausgleichverfahrens 
über das Vermögen des Versicherungsnehmers kann der Ver-
sicherer den Vertrag mit einer Frist von einem Monat kündi-
gen. 

4. Risikowegfall 

Fällt ein versichertes Risiko vollständig und dauernd weg, so 
erlischt die Versicherung bezüglich dieses Risikos 
Die Einschränkung der behördlichen Zulassung bewirkt die 
Einschränkung des Versicherungsvertrages auf den verblei-
benden Umfang. 

5. Dem Versicherer gebührt jeweils die Prämie für die bis zur 
Vertragsauflösung verstrichene Vertragslaufzeit. 

6. Eine Kündigung nach Pkt.1., Pkt.2. oder ein Risikowegfall 
nach Pkt. 4. schließt die Anwendung der Bestimmungen des 
Art.11, Pkt.3. nicht aus. 

7. Hat der Versicherer mit Rücksicht auf die vereinbarte Ver-
tragszeit eine Ermäßigung der Prämie gewährt, so kann er 
bei einer vorzeitigen Auflösung des Vertrages die Nachzah-
lung des Betrages fordern, um den die Prämie höher bemes-
sen worden wäre, wenn der Vertrag nur für den Zeitraum 
geschlossen worden wäre, während dessen er tatsächlich be-
standen hat. Macht der Versicherer von dem Kündigungs-
recht gemäß Pkt. 2. Gebrauch oder wird der Versicherungs-
vertrag gemäß Pkt. 3. gekündigt, so kann eine solche Nach-
zahlung nicht gefordert werden. 

 
 

Artikel 13 
Wo und wann können Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag 
gerichtlich geltend gemacht werden? (Gerichtsstand und anzu-
wendendes Recht) 
Für die aus diesem Versicherungsverhältnis entstehenden 
Rechtsstreitigkeiten ist ausschließlich das Gericht des inländi-
schen Wohnsitzes (Sitzes) des Versicherungsnehmers zuständig, 
soweit dies nach internationalen Übereinkommen zulässig ist. 
Es ist österreichisches Recht anzuwenden. 
 
 

Artikel 14 
Schriftform und Wohnungswechsel?  
Änderung der Versicherungsbedingungen? 
Für sämtliche Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsneh-
mers an den Versicherer ist die geschriebene Form erforderlich, 
sofern nicht die Schriftform ausdrücklich und mit gesonderter 
Erklärung vereinbart wurde.  
Der geschriebenen Form wird durch Zugang eines Textes in 
Schriftzeichen entsprochen, aus dem die Person des Erklärenden 
hervorgeht. Schriftform bedeutet, dass dem Erklärungsempfän-
ger das Original der Erklärung mit eigenhändiger Unterschrift 
des Erklärenden zugehen muss.  
 
Wenn der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz wechselt, hat 
er die neue Adresse dem Versicherer mitzuteilen. Andernfalls 
richtet der Versicherer seine Erklärungen rechtwirksam an die 
letzte ihm bekannte Adresse. Dazu genügt ein nicht eingeschrie-
bener Brief. 
 
Für Verträge mit Vertragsbeginn 01.02.2008 gilt folgendes: 
Der Versicherer ist berechtigt, dem Versicherungsnehmer eine 
Änderung der Bedingungen vorzuschlagen. Die Änderung ist 
dem Versicherungsnehmer schriftlich mitzuteilen und gilt als ge-
nehmigt, sofern der Versicherungsnehmer nicht bis zum Ablauf 
des Monates, der dem Zugang der Mitteilung folgt, schriftlich 
widerspricht. In der Mitteilung hat der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer auf das Widerspruchsrecht, die Widerspruchsfrist 
und die Rechtsfolgen eines unterlassenen Widerspruchs beson-
ders hinzuweisen.  
Die Änderung der Bedingungen wird mit dem in der Mitteilung 
genannten Zeitpunkt wirksam, frühestens jedoch mit dem Ab-
lauf der Widerspruchsfrist. 
 
Die zitierten Bestimmungen des VersVG sind im Anhang abge-
druckt. 
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Regelungen zur Privat-Haftpflichtversicherung für die Hal-
tung und Verwendung von Fahrrädern, E-Bikes, Scootern 
und E-Scootern 

 
Artikel 15 

Was ist versichert? 
1. Die Versicherung erstreckt sich nach Maßgabe des De-

ckungsumfanges der AHVB auf Schadenersatzverpflichtun-
gen des Versicherungsnehmers als Privatperson aus den Ge-
fahren des täglichen Lebens mit Ausnahme der Gefahr einer 
betrieblichen, beruflichen oder gewerbsmäßigen Tätigkeit. 
eingeschränkt auf die Haltung und Verwendung von Fahrrä-
dern; E-Bikes, Scootern oder E-Scootern, sofern diese Fahr-
zeuge kein Kennzeichen tragen oder tragen müssten. 

2. Mitversichert ist die Teilnahme an Wettbewerben, es sei 
denn, es handelt sich um Berufssport  

3. Der Versicherungsschutz gilt subsidär zu bereits bestehenden 
Haftpflichtversicherungen, d.h. wenn ein anderer Vertrag 
Versicherungsschutz für dieses Risiko bietet, dann geht der 
andere Vertrag diesem Vertrag vor. 

 
 

Artikel 16 
Was ist nicht versichert? 
1. Nicht versichert sind Schäden, die Personen zugefügt wer-

den, die im gleichen Haushalt leben. 
2. Nicht versichert ist die Teilnahme an Wettbewerben, sofern 

dies berufssportliche Wettbewerbe (z.b. Profi-Rennen) sind. 
 
  



RA06 - Seite 7 von 7 

ANHANG  
Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz 1958 
(VersVG in der Fassung BGBl. I Nr. 51/2018). (Wiedergabe der in den 
AHVB und EHVB erwähnten Bestimmungen des Gesetzes.) 
 
§ 6 (1) Ist im Vertrag bestimmt, dass bei Verletzung einer Obliegenheit, 
die vor dem Eintritt des Versicherungsfalles dem Versicherer gegenüber 
zu erfüllen ist, der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei sein 
soll, so tritt die vereinbarte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung 
als eine unverschuldete anzusehen ist. Der Versicherer kann den Vertrag 
innerhalb eines Monates, nachdem er von der Verletzung Kenntnis er-
langt hat, ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, es sei denn, 
dass die Verletzung als eine unverschuldete anzusehen ist. Kündigt der 
Versicherer innerhalb eines Monates nicht, so kann er sich auf die verein-
barte Leistungsfreiheit nicht berufen. 
 
§ 6 (1a) Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die die dem Versiche-
rungsvertrag zugrundeliegende Äquivalenz zwischen Risiko und Prämie 
aufrechterhalten soll, tritt die vereinbarte Leistungsfreiheit außerdem nur 
in dem Verhältnis ein, in dem die vereinbarte hinter der für das höhere 
Risiko tarifmäßig vorgesehenen Prämie zurückbleibt. Bei der Verletzung 
von Obliegenheiten zu sonstigen bloßen Meldungen und Anzeigen, die 
keinen Einfluss auf die Beurteilung des Risikos durch den Versicherer ha-
ben, tritt Leistungsfreiheit nur ein, wenn die Obliegenheit vorsätzlich ver-
letzt worden ist. 
 
§ 6 (2) Ist eine Obliegenheit verletzt, die vom Versicherungsnehmer zum 
Zwecke der Verminderung der Gefahr oder der Verhütung einer Erhö-
hung der Gefahr dem Versicherer gegenüber - unabhängig von der An-
wendung des Abs. 1a - zu erfüllen ist, so kann sich der Versicherer auf 
die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen, wenn die Verletzung kei-
nen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungsfalles oder soweit sie kei-
nen Einfluss auf den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistun-
gen gehabt hat. 
 
§ 6 (3) Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, dass eine Oblie-
genheit verletzt wird, die nach dem Eintritt des Versicherungsfalles dem 
Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so tritt die vereinbarte Rechtsfolge 
nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahr-
lässigkeit beruht. Wird die Obliegenheit nicht mit dem Vorsatz verletzt, 
die Leistungspflicht des Versicherers zu beeinflussen oder die Feststellung 
solcher Umstände zu beeinträchtigen, die erkennbar für die Leistungs-
pflicht des Versicherers bedeutsam sind, so bleibt der Versicherer zur 
Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung weder auf die Feststellung 
des Versicherungsfalls noch auf die Feststellung oder den Umfang der 
dem Versicherer obliegenden Leistung Einfluss gehabt hat. 
 
§ 6 (4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung 
einer Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt sein soll, ist unwirksam. 
 
§ 38 (1) Wird die erste oder einmalige Prämie innerhalb von 14 Tagen 
nach Abschluss des Versicherungsvertrages und nach Aufforderung zur 
Prämienzahlung nicht gezahlt, so ist der Versicherer, solange die Zah-
lung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. Es gilt als 
Rücktritt, wenn der Anspruch auf die Prämie nicht innerhalb von drei 
Monaten vom Fälligkeitstag an gerichtlich geltend gemacht wird. 
 
§ 38 (2) Ist die erste oder einmalige Prämie zur Zeit des Eintritts des Ver-
sicherungsfalls und nach Ablauf der Frist nach Abs. 1 noch nicht gezahlt, 
so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, 
dass der Versicherungsnehmer an der rechtzeitigen Zahlung der Prämie 
ohne sein Verschulden verhindert war. 
 
§ 39 (1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten schriftlich eine 
Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen bestimmen; zur Unterzeich-
nung genügt eine Nachbildung der eigenhändigen Unterschrift. Dabei 
sind die Rechtsfolgen anzugeben, die nach Abs. 2 und 3 mit dem Ablauf 
der Frist verbunden sind. Eine Fristbestimmung, ohne Beachtung dieser 
Vorschriften, ist unwirksam. 
 
§ 39 (2) Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein und ist 
der Versicherungsnehmer zur Zeit des Eintrittes mit der Zahlung der Fol-
geprämie im Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur 
Leistung frei, es sei denn, dass der Versicherungsnehmer an der rechtzei-
tigen Zahlung ohne sein Verschulden verhindert war. 
 
§ 39 (3) Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist das Versiche-
rungsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, wenn 
der Versicherungsnehmer mit der Zahlung im Verzug ist. Die Kündigung 

kann bereits mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden wer-
den, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der Versicherungsneh-
mer in diesem Zeitpunkt mit der Zahlung im Verzug ist; darauf ist der 
Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich aufmerksam zu 
machen. Die Wirkungen der Kündigung fallen fort, wenn der Versiche-
rungsnehmer innerhalb eines Monates nach der Kündigung oder, falls 
die Kündigung mit der Fristbestimmung verbunden worden ist, inner-
halb eines Monates nach dem Ablauf der Zahlungsfrist die Zahlung 
nachholt, sofern nicht der Versicherungsfall bereits eingetreten ist. 
 
§ 39 (4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen 
der Abs. 1 bis 3 nicht aus. 
 
§ 69 (2) Für die Prämie, welche auf die zur Zeit des Eintrittes laufende 
Versicherungsperiode entfällt, haften der Veräußerer und der Erwerber 
zur ungeteilten Hand. 
 
§ 69 (3) Der Versicherer hat die Veräußerung in Ansehung der durch das 
Versicherungsverhältnis gegen ihn begründeten Forderungen erst dann 
gegen sich gelten zu lassen, wenn er von ihr Kenntnis erlangt; die Vor-
schriften der §§ 1394 bis 1396 des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbu-
ches sind entsprechend anzuwenden. 
 
§ 70 (1) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versicherungs-
verhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. 
Das Kündigungsrecht erlischt, wenn der Versicherer es nicht innerhalb 
eines Monates von dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er von der 
Veräußerung Kenntnis erlangt hat. 
 
§ 70 (2) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis zu kün-
digen; die Kündigung kann nur mit sofortiger Wirkung oder auf den 
Schluss der laufenden Versicherungsperiode erfolgen. Das Kündigungs-
recht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monates nach dem Erwerb 
ausgeübt wird; hatte der Erwerber von der Versicherung keine Kenntnis, 
so bleibt das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines Monates von dem 
Zeitpunkt an bestehen, in welchem der Erwerber von der Versicherung 
Kenntnis erlangt hat. 
 
§ 70 (3) Wird das Versicherungsverhältnis auf Grund dieser Vorschriften 
gekündigt, so hat der Veräußerer dem Versicherer die Prämie zu zahlen; 
der Erwerber haftet in diesen Fällen für die Prämie nicht. 
 
§ 71 (1 ) Die Veräußerung ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. 
Wird die Anzeige weder vom Erwerber noch vom Veräußerer unverzüg-
lich erstattet, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung 
frei, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeit-
punkt eintritt, in welchem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen 
müssen. 
 
§ 71 (2) Die Verpflichtung des Versicherers zur Leistung bleibt bestehen, 
wenn ihm die Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt war, in welchem 
ihm die Anzeige hätte zugehen müssen, oder wenn die Anzeige nicht 
vorsätzlich unterlassen worden ist und die Veräußerung keinen Einfluß 
auf den Eintritt des Versicherungsfalls oder soweit sie keinen Einfluß auf 
den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat. Das 
gleiche gilt, wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist 
für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung 
nicht erfolgt ist. . 
 
§ 158 (1) Hat nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles der Versicherer 
seine Verpflichtung zur Leistung der Entschädigung dem Versicherungs-
nehmer gegenüber anerkannt oder die Leistung der fälligen Entschädi-
gung verweigert, so ist jeder Teil berechtigt, das Versicherungsverhältnis 
zu kündigen. Das gleiche gilt, wenn der Versicherer dem Versicherungs-
nehmer die Weisung erteilt, es über den Anspruch des Dritten zum 
Rechtsstreit kommen zu lassen. 
 
§ 158 (2) Die Kündigung ist nur innerhalb eines Monates seit der Aner-
kennung der Entschädigungspflicht oder der Verweigerung der Entschä-
digung oder seit Eintritt der Rechtskraft des im Rechtsstreit mit dem Drit-
ten ergangenen Urteiles zulässig. Der Versicherer hat eine Kündigungs-
frist von einem Monat einzuhalten. Der Versicherungsnehmer kann nicht 
für einen späteren Zeitpunkt als den Schluss der laufenden Versiche-
rungsperiode kündigen. 
 


